
Die Arbeitslosenquote in der Haupt-
stadtregion ist im Dezember nicht al-
lein saisonüblich gestiegen. Sie liegt 
jetzt höher als vor zwölf Monaten.

ANDREAS FRITSCHE

190818 Berliner und 79445 Brandenbur-
ger waren im Dezember erwerbslos ge-
meldet. Im Vergleich zum Vorjahr stieg die 
Arbeitslosenquote in Berlin um 0,6 Prozent-
punkte auf 9,2 Prozent und in Brandenburg 
um 0,3 Prozentpunkte auf 6,0 Prozent.

Es sind aber in Berlin jetzt mehr Men-
schen beschäftigt als im Dezember 2022, 
und es werden mehr offene Stellen ge-
meldet. In Brandenburg jedoch beobach-
tet die Arbeitsagentur »eine Zurückhaltung 
bei den Unternehmen, Personal einzustel-
len«, wie Regionaldirektionschefin Ramona 

Schröder am Mittwoch erklärt. In Berlin 
und Brandenburg seien 44400 offene Stel-
len zu besetzen. »Es lohnt sich, mit unseren 
Vermittlerinnen und Vermittlern über einen 
neuen Job zu sprechen.«

»Der Arbeitsmarkt in Brandenburg 
bleibt trotz schwieriger wirtschaftlicher 
Rahmenbedingungen weiterhin stabil«, 
schätzt Wirtschaftsminister Jörg Steinbach 

(SPD) ein. Er bezeichnet es nach wie vor 
als »eine der größten Herausforderungen« 
für die Firmen im Bundesland, Fachkräfte 
zu gewinnen.

»Die gute Nachricht ist, dass trotz ei-
nes wirtschaftlich turbulenten Jahres das 
Beschäftigungswachstum in Berlin konti-
nuierlich über dem Bundesdurchschnitt 
lag«, meint Nicole Korset-Ristic, Vizeprä-

sidentin der Berliner Industrie- und Han-
delskammer. Zur Wahrheit gehöre jedoch 
auch, dass Ende 2023 knapp 16 000 Ein-
wohner mehr arbeitslos gemeldet gewesen 
seien als Ende 2022. Die Sichtweise, die 
Lage sei übers Jahr stabil gewesen, könne 
sie nur eingeschränkt teilen, sagt Korset-
Ristic. »Zu denken gibt, dass die Zunahme 
bei den Arbeitslosenzahlen nur zu einem 
geringen Teil auf arbeitslos gemeldete Ge-
flüchtete zurückzuführen ist.«

Dass in der Hauptstadtregion 44400 of-
fene Stellen zu besetzen sind, bezeichnet 
Alexander Schirp, Hauptgeschäftsführer 
der hiesigen Unternehmensverbände, als 
»gutes Zeichen angesichts der Ungewiss-
heit und des Pessimismus, die in Teilen 
von Wirtschaft und Gesellschaft zum Jah-
reswechsel 2023/24 vorherrschen«.

Es sind mehr Berliner und mehr Brandenburger erwerbslos gemeldet als vor einem Jahr

Die Arbeitslosenquote steigt

❚ BRANDENBURG

Debatte über 
AfD-Verbotsverfahren

Potsdam. Brandenburgs SPD-
Generalsekretär David Kolesnyk hat 
sich in der Debatte über ein Verbot 
der AfD zurückhaltend geäußert. 
»Das Bundesverfassungsgericht 
hat mit seinem Urteil zum NPD-
Verbotsverfahren auch festgestellt, 
dass das Parteiverbot das schärfste 
Schwert ist«, sagte Kolesnyk. »In-
soweit gilt es hinsichtlich jeg-
licher verfassungsfeindlicher Be-
strebungen regelmäßig zu schauen, 
welche Maßnahmen im Sinne der 
wehrhaften Demokratie ergriffen 
werden können.« Die SPD-Bundes-
vorsitzende Saskia Esken hält einen 
AfD-Verbotsantrag für eine Option. 
»Ein solches Parteienverbot unter-
liegt zu Recht hohen Hürden. Aber 
ich bin überzeugt, dass wir das 
immer wieder prüfen sollten«, hatte 
Esken gesagt. Im September werden 
in Sachsen, Thüringen und Branden-
burg neue Landtage gewählt. In 
allen drei Bundesländern liegt die 
AfD in den Umfragen an der Spitze. 
Brandenburgs Linksfraktions-
chef Sebastian Walter hatte Ende 
November ein Verbot der AfD ge-
fordert. Der Verfassungsschutz stufte 
den AfD-Landesverband Branden-
burg im Jahr 2020 als rechts-
extremistischen Verdachtsfall ein 
und dessen Jugendorganisation 
Junge Alternative im Jahr 2023 
als gesichert rechtsextremistische 
Bestrebung. dpa/nd

Koalition streitet weiter 
übers Jagdgesetz

Potsdam. Trotz langen Ringens 
hat die geplante Reform des Jagd-
gesetzes von Umweltminister Axel 
Vogel (Grüne) noch immer einen 
schweren Stand in der Koalition mit 
SPD und CDU. Es ist unklar, ob der 
Gesetzentwurf vor der Landtags-
wahl im September noch ins Parla-
ment kommt. Knackpunkt scheint 
der Wolf zu sein. Vogels Ministerium 
teilte mit: »Es ist davon auszu-
gehen, dass bei einer Einbringung 
des Gesetzentwurfs in den Landtag 
die Aufnahme des Wolfs ins Jagd-
gesetz im parlamentarischen Ver-
fahren diskutiert werden wird.« 
Der SPD-Abgeordnete Wolfgang 
Roick sagte, SPD und CDU seien 
dafür, den Wolf ins Jagdrecht auf-
zunehmen, was Minister Vogel ab-
lehnt. »Ich fände es gut, wenn das 
Jagdgesetz noch käme«, meinte 
Roick. Er befürchtet aber, dass dies 
in der laufenden Legislaturperiode 
nicht mehr gelingt. Der CDU-Abge-
ordnete Ingo Senftleben bedauerte, 
dass die Jagdgesetznovelle so eng 
mit dem Wolf verbunden werde: 
»Es geht um viel mehr als um das 
Thema Wolf.« Die Reform dürfe 
nicht auf die lange Bank geschoben 
werden. »Man blockiert sich hier seit 
zwei Jahren selber in der Regierung. 
Es wird schwieriger, im Wahljahr zu 
einer Lösung zu kommen.« Minister 
Vogel beruft sich auf den Koalitions-
vertrag. SPD-Politiker Roick sagte 
dazu: »Das ist vier Jahre her – 
seitdem ist die Population stark 
gestiegen.« dpa/nd

SPD-Vize macht den 
Grünen Vorwürfe

Frankfurt (Oder). Brandenburgs 
SPD-Vizelandesvorsitzende Katrin 
Lange sieht die Grünen im Bund 
als Ursache für wachsenden Un-
mut vor allem in Ostdeutschland. 
»Bei einer vernünftigen Migrations-
politik sind es etwa grundsätz-
lich die Grünen, die da ständig 
auf der Bremse stehen«, sagte die 
Politikerin der »Märkischen Oder-
zeitung« (Mittwoch). »Ihnen ver-
danken wir auch die ideologischen 
Verirrungen in der Klima- und 
Energiepolitik, die die Akzeptanz in 
den Keller rauschen lassen.« Lange 
ist in Brandenburg Finanzministerin. 
Sie warnte: »In ganz Deutschland 
kommt gerade massiv etwas ins 
Rutschen.« dpa/nd

❚ Im Oktober 2023 waren 1,69 Millionen 
Berliner sozialversicherungspflichtig 
beschäftigt. Mit einer Steigerung um 
1,3 Prozent im Vergleich zum Vorjahr liegt 
Berlin hier 0,6 Prozentpunkte über dem 
Bundesdurchschnitt.

❚ In Brandenburg hatten im Oktober 890000 
Einwohner sozialversicherungspflichtige 
Jobs. Das waren 5000 weniger als ein Jahr 
zuvor. Mit diesem Rückgang um 0,6 Prozent 
liegt das Bundesland 1,3 Prozentpunkte 
unter dem Bundesdurchschnitt. af

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte

Rheinsbergs Bürgermeister Frank-Rudi 
Schwochow möchte den Vertrag des 
Museumschefs nicht verlängern. Die 
Linke warnt, dies laufe auf eine Schlie-
ßung des Tucholsky-Museums hinaus.

ANDREAS FRITSCHE

Die ersten Exemplare von »Rheinsberg. Ein 
Bilderbuch für Verliebte« vertrieb Kurt Tu-
cholsky 1912 auf dem Berliner Kurfürsten-
damm. Wer sein Buch erwarb, bekam ei-
nen Schnaps gratis. Ein Verlustgeschäft, das 
aber Aufsehen erregte. Danach verkaufte 
sich die Erzählung hervorragend. Wie sein 
Namensgeber 1912 braucht das Kurt-Tu-
cholsky-Literaturmuseum in Rheinsberg 
heute Geld. 180550 Euro steckte die Stadt 
im Jahr 2022 hinein. Das Land Branden-
burg gab 65 000 Euro und der Landkreis 
Ostprignitz-Ruppin 14800 Euro. Den Stadt-
verordneten Freke Over (Linke) wundert 
das nicht. »Kultur hat Zuschussbedarf. Das 
ist bei jedem Literaturmuseum so.«

Rheinsberg will die Leitung des Muse-
ums und der Touristeninformation zusam-
menlegen, wenn Museumsdirektor Peter 
Böthig Ende März in den Ruhestand tritt. 
Das wäre eine Sparmaßnahme, mit der die 
Stadt trotz finanzieller Schwierigkeiten ei-
nen Kredit für die Sanierung ihrer Grund-
und Oberschule aufnehmen darf. Doch für 
Kommunalpolitiker Over hat das eine mit 
dem anderen nichts zu tun. »Wenn das 
Museum weg ist, können wir keine Straße 
mehr bauen und keine Schule mehr sanie-
ren«, sagt er. Denn die Stadt finanziere ih-
ren Anteil am Unterhalt des Museums aus 
Kurtaxe und Tourismusabgabe. Kurgäste 
zahlen 1,60 Euro pro Übernachtung, Ho-
teliers wie Freke Over – ihm gehört das Fe-
rienland Luhme – rund 25 Euro pro Bett 
und Jahr. Diese Mittel dürften aber nicht 
für Straßen und Schulen verwendet wer-
den. Was die Haushaltssicherung betreffe, 
habe Rheinsberg das Wesentliche bereits 

getan, etwa Grund- und Gewerbesteuer auf 
den Landesdurchschnitt angehoben und die 
Hundesteuer um zehn Euro pro Tier erhöht.

Die Sorge, das Tucholsky-Museum 
könnte abgewickelt werden, erregte Ende 
2023 bundesweit Aufsehen. Die mögliche 
Übernahme durch den Landkreis schien 
die ersehnte Rettung. Am 18. Dezember 
beschlossen die Stadtverordneten einstim-
mig, Bürgermeister Frank-Rudi Schwochow 
(Freie Wähler) solle darüber mit Landrat 
Ralf Reinhardt (SPD) verhandeln. Der Bür-
germeister hat dem Landrat ein erstes Tref-
fen am 19. Januar vorgeschlagen.

Doch der Stadtverordnete Over be-
dauert: »Die Zukunft des Museums ist in 
keiner Weise gesichert.« Er prophezeit, 
Bürgermeister Schwochow werde die Ver-
handlungen im Sommer platzen lassen, 
»weil es eine ideologische Frage für die 
Freien Wähler ist«. Diese wollen das Mu-
seum schließen, ist Over überzeugt.

Bürgermeister Schwochow bestreitet 
das. Der Ausgang sei offen, versichert er 
»nd« am Mittwoch. Es hänge von verschie-
denen Details ab. So möchte die Stadt die 
wertvolle, auf eine halbe Millionen Euro ge-
schätzte Sammlung nicht aus der Hand ge-
ben. Das ließe sich allerdings über einen 
Leihvertrag regeln, bestätigt Schwochow. 
Der Landkreis habe aber kein Interesse, 
auch das Museum für den Polarforscher Al-
fred Wegner im Ortsteil Zechliner Hütte zu 
übernehmen, das vom Tucholsky-Museum 
mitverwaltet werde. Außerdem sei zu klä-
ren, ob sich der Landkreis um das Som-

mertheater kümmern würde, wofür bis-
her ebenfalls das Museum verantwortlich 
zeichne. Müsste die Stadt dafür neues Per-
sonal einstellen, würde dies den Haushalt 
belasten, argumentiert Schwochow. Schon 
im Dezember hatte er erklärt, das Angebot 
des Landkreises sei »nicht besonders attrak-
tiv«. Nun bekräftigt Schwochow, wenn der 
Landkreis keinen besseren Vorschlag unter-
breite, werde nichts daraus.

Auf Antrag von SPD, CDU und Linke und 
gegen den Willen des Bürgermeisters ha-
ben die Stadtverordneten mit zehn zu neun 
Stimmen am 18. Dezember beschlossen, 
den Wegfall der Stelle des Museumschefs 
bis 1. April auszusetzen. Böthig solle vor-
erst weitermachen und die Verhandlungen 
mit dem Landkreis kompetent begleiten, er-
läutert Over die Absicht dahinter.

Doch Frank-Rudi Schwochow will den 
Beschluss beanstanden. Er habe die Perso-
nalhoheit, die Stadtverordneten dürften so 
etwas nicht verbindlich beschließen, son-
dern zum Beispiel nur darum bitten, sagt 
er. Außerdem möchte Schwochow in die-
ser Frage unverändert am Haushaltssiche-
rungskonzept festhalten. Wenn die Stadt-
verordneten ihren Beschluss am 26. Februar 
bekräftigen, will der Bürgermeister das er-
neut beanstanden. Dann müsste die Kom-
munalaufsicht der Kreisverwaltung darüber 
befinden, was rechtens ist.

Die Landtagsabgeordnete Andrea Joh-
lige (Linke) warnt: »Damit ist gar nichts ge-
sichert und die Situation ist noch prekärer.« 
Johlige war im Dezember nach Rheinsberg 
gefahren und hatte die Sitzung der Stadt-
verordnetenversammlung verfolgt. Ver-
mutet wird, der Bürgermeister spiele auf 
Zeit, um Museumschef Böthig loszuwerden 
und den Posten an den Kreistagsabgeord-
neten Daniel Pommerenke (AfD) zu verge-
ben, der in der Touristeninformation arbei-
tet. Schwochow versichert allerdings, das 
werde nicht geschehen.

Verhandlungen zur Übernahme durch den Landkreis unter keinem guten Stern

»Die Zukunft des Museums ist in 
keiner Weise gesichert, weil es für 
die Freien Wähler eine 
ideologische Frage ist.«

Freke Over Linke-Stadtverordneter

Tucholsky-Museum bedroht

Wertvoller Bestand: Museumschef Peter Böthig zeigt einen von Kurt Tucholsky ausgefüllten Bibliotheksleihschein.
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Brandenburgs Landeskriminalamt 
beantragte 2023, weitere 17 rechte 
Tonträger auf den Index zu setzen. 
Der Rechtsrock hat sich im Bundes-
land breitgemacht.

RALF FISCHER

In den vergangenen 30 Jahren entwi-
ckelte sich in Brandenburg eine Rechts-
rockszene mit unzähligen Bands, Musik-
labels und Veranstaltungsorten, die teils 
bundesweit Einfluss besitzt. Das Landes-
kriminalamt meldete allein im vergange-
nen Jahr 17 Tonträger aus dem rechtsex-
tremen Milieu bei der Bundesprüfstelle 
für jugendgefährdende Medien, da-
mit diese auf den Index gesetzt wer-
den. 2022 registrierte der Verfassungs-
schutz 25 rechte Bands und 14 rechte 
Liedermacher, darunter Aryan Brother-
hood aus Potsdam, Frontalkraft aus Cott-
bus und Sons of Odin aus dem Landkreis 
Oder-Spree.

Der Geheimdienst konstatierte, dass 
»mit Blick auf die Einwohnerzahl aus 
Brandenburg noch immer die wohl um-
triebigste rechtsextremistische Hass-
musik(er)szene Deutschlands« komme. 
Eine breit aufgestellte Label-Struktur 
sorge »beständig für Nachschub«. Die 
Begleitmusik zu Mord und Totschlag 
bietet eine einträgliche Möglichkeit, 
Einnahmen für politische Aktivitäten 
zu erzielen. Für Produktion und Ver-
trieb sorgen meist rechte Labels. Eines 
der bekanntesten ist »One People One 
Struggle Records« (Opos Records) in 
Lindenau (Oberspreewald-Lausitz). Der 
englische Name steht für die Parole: Ein 
Volk, ein Kampf!

Einen Tag vor Weihnachten trafen 
sich rund 40 zumeist männliche Teil-
nehmer zu einer Feier von Opos Records 
in der Parkgaststätte von Lindenau. Die 
meisten Besucher kamen aus Sachsen 
und Brandenburg, unter ihnen der Nie-
derlausitzer Kreisvorsitzende der Partei 
»Die Heimat« (ehemals NPD). Schon frü-
her wich die rechte Szene auf kleinere 
Feiern mit musikalischer Umrahmung 
aus, weil sich so Konzerte weitaus un-
komplizierter durchführen lassen.

Gegründet wurde das Label vor über 
16 Jahren von Sebastian Raack. Damals 
war es noch im sächsischen Dresden an-
gesiedelt. 2016 zog Raack nach Bran-
denburg. In Ortrand erwarb er das Hotel 
»Deutsches Haus«, in Lindenau kaufte 
er die »Parkgaststätte«. Unter ihrer An-
schrift firmieren nun der Versandhan-
del und das Musiklabel. Der umtriebige 
Rechtsextremist war laut Recherchen 
von Antifaschisten Inhaber des Post-
fachs der Sektion Südbrandenburg von 
Blood & Honour, einer neonazistischen 
Organisation, die im Jahr 2000 verbo-
ten wurde. In Lindenau sponsert Raack 
regelmäßig Dorffeste und spielt in der 
Fußballmannschaft von Blau-Weiß Lin-
denau. Er betreibt seit Sommer 2017 
den Pizzalieferdienst »Pizza 18«. In der 
rechten Szene ist die Zahl 18 ein Code 
für Adolf Hitler.

Innenminister Michael Stübgen 
(CDU) erklärt, dass »Hassmusiker und 
ihre menschenverachtenden Botschaf-
ten in Brandenburg kein Gehör finden« 
dürften. Deswegen gehe die Polizei seit 
Jahren konsequent gegen extremistische 
Werke vor. Doch das Land ist schon lange 
ein Schwerpunkt des Rechtsrocks.

Rechtsrock hat  
sich eingebürgert
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